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Abonnement auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1877.1 

Mit 1. Januar 1877 begann ein neues Abonnement auf dieſe Zeitſchrift, der als werthvolle Beilage die Erkenntniſſe des k. k. Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben werden und beträgt das Jahres⸗Abonnement der Zeitſchrift mit 
dieſem Supplement 5 fl. — 10 Mark, ohne dieſe Zugabe, wie ſeither, jährlich 4 fl. — 8 Mark oder 1 fl. = 2 Mark pro 
Quartal. Um in der Zuſendung keine Unterbrechung eintreten laſſen zu müfſſen. erlauben wir uns die Bitte um gef. rechtzeitige Erneuerung 
des Abonnements, und zwar durch Poſtanweiſung. Dabei wolle ausdrücklich angegeben werden, ob das Blatt mit oder ohne Beilage „Erkennt⸗ 
niſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ erwünſcht iſt. 


Inhalt. ſammlungen erſchöpft, kurz politiſche oder verwandte Vereine. Es wäre 

Studien zum öſterreichiſchen Vereins und Verſammlungsrechte. ſonſt nicht zu begreifen, daß das Waffenverbot des Vereinsgeſetzes ſich 
Von Dr. Karl Hugelmann. VIII. Das Waffenverbot im Vereins⸗ und dem Verſammlungsrechte analog nur auf die Vereinsverſammlungen be⸗ 
Verſammlungsrechte. (Schluß.) ſchränkt und daß eigentliche Waffenvereine von dem Geſetze gar nicht 
Mittheilungen aus der Praxis. berührt werden. Vereine, welche ſich die Uebung in Waffen zur Auf⸗ 
Das Miniſterium des Innern und nicht das Ackerbau⸗Miniſterium entſcheidet in gabe ſetzen (Fechtvereine, Schützenvereine u. dgl.), ja ſelbſt ſolche, 


dritter Inſtanz über Recurſe bezüglich Uebertretungen der Beſchälvorſchriften. 
Die Genehmigung der Verfolgung eines Vereinszweckes durch Nichtbeanſtändung 


der Vereinsſtatuten enthebt den Verein nicht von der Verpflichtung, bei der 


Ausführung der Vereinszwecke die für beſtimmte Handlungen (Errichtung 
jüdiſcher Bethäuſer) nach den allgemeinen Geſetzen vorgeſchriebenen beſonderen 
Bedingungen zu erfüllen. 


Die Streitigkeiten wegen Waſſerrechten gehören in erſter Linie zur Competenz 


der politiſchen Behörden. 
Verordnungen. 
Perſomnalien. 
Erledigungen. 


Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 
VIII. 


Das Waffenverbot im Vereins- und Verſammlungsrechte. 
(Schluß.) 


Wir wenden uns nun dem Veveinsgeſetze zu. 

Dasſelbe hat, wie ſchon erwähnt, das Waffenverbot mit der Be⸗ 
ſchränkung auf die Vereinsverſammlungen aufgenommen ) 

Es geht daraus erſtens unzweideutig hervor, daß dieſe Beſtim⸗ 
mung aus dem Verſammlungsrechte in das Vereinsgeſetz übertragen 
wurde, und zweitens wird uns daraus wieder wie ſchon in vielen an⸗ 
deren Fällen klar, daß den Schöpfern des Vereinsgeſetzes ſtets nur 
ſolche Vereine vorſchwebten, deren Leben ſich in debattirenden Ver⸗ 


8 14, alinea 2: „Weder Mitglieder noch Zuhörer dürfen bei Vereins⸗ 
verſammlungen bewaffnet erſcheinen und hat der Vorſitzende der Verſammlung 
darüber zu wachen“. 


welche direct militäriſche Ausbildung oder die Pflege ſoldatiſcher Tra⸗ 
ditionen und militäriſcher Pflichten in's Auge faſſen (Jugendwehren, 
Kriegervereine und dgl.) unterliegen ganz denſelben Normen wie irgend 
ein Redeclub oder eine harmloſe Leſegeſellſchaft; die eigenthümliche 
Stellung, welche die organiſirte Waffengemeinſchaft mit ſich bringt, mag 
es ſich um die Vereinigungen der Angehörigen des Heeres zu was 
immer für Zwecken oder um jene der dem Heere Fremden zum Zwecke 
der Bewaffnung handeln, wird im Gegenſatze zu verſchiedenen aus⸗ 
ländiſchen Vereinsgefetzgebungen ? gar nicht beachtet. 


| 2) Wir haben diesbezüglich 
Geſetzgebungen zu unterſcheiden. 
Die eine Gruppe derſelben betrifft Verſammlungen und Vereine 
von Theilen der bewaffneten Macht des Staates; ſolche ſind, wo eine 
beſondere Norm beſteht, faſt immer unterſagt. Wir nennen diesbezüglich 
zunächſt die deutſchen Grundrechte (Artikel V II), welche das von ihnen gewähr⸗ 
leiſtete Recht, ſich zu verſammeln und Vereine zu bilden, auf das Heer und 
die Kriegsflotte nur inſoweit ausdehnen, als die militariſchen Disciplinarvor⸗ 
ſchriften nicht entgegenſtehen. Dieſer Richtung folgen mehr minder alle deutſchen 
Particulargeſetze. So die preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. Jänner 1850, 
Art. 38: „Die bewaffnete Macht darf weder in, noch außer dem Dienſte berath⸗ 
ſchlagen, oder ſich anders als auf Befehl verſammeln. Verſammlungen und Ver⸗ 
eine der Landwehr zur Berathung militäriſcher Einrichtungen, Befehle, Anord⸗ 
nungen ſind auch dann, wenn dieſelbe nicht zuſammenberufen iſt, unterſagt,“ ſo 
das preuß. Geſetz über Vereine und Verſammlungen vom 11. März 1850, 
§ 22, mit der bezüglichen Strafſanetion. Baier. Geſetz vom 26. Februar 1850, 
Art. 27: „Die Beſtimmungen gegenwärtigen Geſetzes haben bei dem ſtehenden 
Heere nur inſoweit in Anwendung zu kommen, als demſelben die militäriſchen 
Dienſtesvorſchriften nicht entgegenſtehen. Jedem ſelbſtſtändig Commandirenden 
ſteht ferner die Befugniß zu, den Untergebenen die Theilnahme an Vereinen und 
Verſammlungen zeitweiſe zu unterſagen“. Sächſ. Geſetz vom 23. November 1850, 
8 27: „Den Communalgarden ſowie einzelnen Abtheilungen derſelben ift ver⸗ 
boten anders als auf das Commando ihrer Dienſtvorgeſetzten ſich zu verſammeln 
oder als ſolche Vereine zu bilden.“ 8 28: „Den Mitgliedern der activen Armee iſt 
unterſagt, in Vereine zuſammenzutreten, um über öffentliche Angelegenheiten oder 
militäriſche Anordnungen und Befehle zu berathen oder ſich zu dieſem Zwecke zu 
verſammeln. Ebenſowenig dürſen fie an Berathungen Anderer in Vereinen und 
Verſammlungen theilnehmen.“ Bad. Geſetz vom 14. Februar 1851, § 26: „Auf 


zweierlei Beſtimmungen in den verſchiedenen 


Es geht durchaus nicht an, aus dem Verbot des Waffentragens 
in Vereinsverſammlüngen zu folgern, daß auf Grund des Vereinsge— 
ſetzes überhaupt ein Verſammeltſein bewaffneter Vereinsgenoſſen und 
ſomit die Exiſtenz von Waffenvereinen ausgeſchloſſen ſei. Das Waffen⸗ 
verbot bezieht ſich nach dem klaren Wortlaute des §S 14, welcher dem 
Vorſitzenden der Verſammilung die Pflicht auferlegt, über die Fern⸗ 
haltung der Bewaffneten zu wachen, im Zuſammenhalt mit § 189 
nur auf die zu Verhandlungen einberufenen Verſammlungen, in 
welchen unter Le tung eines Vorſitzenden Beſchlüſſe gefaßt werden, alle 
anderen Zuſammenkünfte der Mitglieder werden durch das Verbot 


des Waffentragens nicht betroffen. Ein zur Uebung in Waffen gegrün⸗ 


deter Verein wird ſeine Mitglieder daher bewaffnet vereinigen können, 
ja es werden, weun dies im ſtatutenmäßigen Vereiuszwecke liegt, die 


Mitglieder ſogar bewaffnet und in geſchloſſener Maſſe im öffentlichen Das Miniſterium des 


Aufzuge erſcheinen können (Marſchiren zur Schießſtätte u. dgl.), ohne 
daß es irgend einer Anzeige an die Behörde, geſchweige einer Geneh⸗ 
migung derſelben bedürfte; nur bei den viel weniger bedeutſamen, 
meiſtens in geſchloſſenen Räumen ſtattfindenden Vereinsverſammlungen 
zu geſchäſtlichen Verhandlungen wird jeder Vereinsgenoſſe ſeine Waffen 
ablegen müſſen. Desgleichen gilt das Waffenverbot für die vielen 


das Militär, welches in Bezug auf Vereins⸗ und Verſammlungsrecht ausſchließ⸗ 
lich den militäriſchen Dienſtvorſchriften unterworfen iſt, findet das Geſetz keine 
Anwendung“. Bundesbeſchluß vom 13. Juli 1854, 8 6: „Die bewaffnete Macht 
darf ſich nicht anders als auf Befehl verſammeln und weder in noch außer dem 
Dienſte berathſchlagen, Verſammlungen und Vereine jedes Theiles der ſtehenden 
Heere und der Landwehr zur Berathung und Beſchlußfaſſung über militäriſche 
Befehle und Anordnungen find auch dann, wenn dieſelben nicht zuſammenberufen 
ſind, unterſagt.“ 

Die zweite Gruppe von Waffengemeinſchaften kann ſich aus den außer⸗ 
halb der regulären, bewaffneten Macht Stehenden aufbauen, mit der mehr 
weniger beſtimmten Tendenz, eine der letzteren parallel gehende irreguläre 
Waffenmacht zu ſchaffen. In dieſer Beziehung iſt allerdings nur das jüngſte 


10 


| unkriegeriſchen Vereine nicht bei den zahlreichen geſelligen Zuſ ammen⸗ 


künften, welche die geſchäftlichen Verſammlungen an Häufig keit ſo⸗ 
wohl als an Frequenz und Erregung der Beſucher zu überragen 
pflegen, ja es gilt auch bei einer debattirenden Verſammlung (z. B. 
einem Redeverein, einem politiſchen Club) nicht, ſobald ſie nicht ſtatu⸗ 
tenmäßig eine ſolche iſt, daß ihre Beſchlüſſe den Verein zu verpflichten 
| vermögen 9. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


) erium Innern und nicht das Ackerbau⸗Miniſte⸗ 
rium entſcheidet in dritter Inſtanz über Necurfe bezüglich Ueber: 
tretungen der Beſchälvorſchriften. 


Der Grundbeſitzer A. W. in P. wurde von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Meran wegen Uebertretung der Beſchälvorſchriften dadurch, 
daß er ſeinen nicht licenzirten Hengſt zum Decken fremder Stuten 
gegen Entgelt verwendete, zu einer Geldſtrafe von 20 fl. verurtheilt. 
Ueber ſeinen Recurs beſtätigte die Tiroler Statthalterei dieſes Er⸗ 
kenntniß. 
| Ein gegen dieſe beiden Entſcheidungen eingebrachtes Geſuch des 
A. W. um Nachſicht oder Milderung dieſer Geldſtrafe legte die 
ı Statthalterei dem Ackerbauminiſterium zur Entſcheidung vor. 

Anläßlich des von letzterem hierüber mit dem Miniſterium des 
Innern gepflogenen Einvernehmens wurde die Frage erörtert, welches 
der beiden Miniſterien zur Entſcheidung des Falles competent ſei. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über das Beſchälweſen u. zw. das 
Hofkanzleidecret vom 11. April 1844, Z. 10.057, die Verordnung 


badiſche Geſetz über das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht (vom 21. November des Miniſteriums des Innern vom 25. April 1855, R. G. Bl. Nr. 79, 
1867) völlig beſtimmt, indem es die Exiſtenz von „Vereinen mit militäriſcher die Miniſterial⸗Verordnung vom 3. Februar 1866, R. G. Bl. 


Einrichtung oder zu militäriſchen Uebungen“ von der Staatsgenehmigung ab⸗ 
hängig macht ($ 2), während es im Uebrigen für die Vereine nicht einmal eine 
Anzeigepflicht ſtatuirt. Für die Familie älterer deutſcher Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsgeſetze iſt indeß ſchon das Eine maßgebend, daß die deutſchen Grundrechte, 
auf denen ſie vielfach fußen, lediglich das Recht gewährleiſteten, ſich „friedlich 
und ohne Waffen“ zu verſammeln. (Die öſterreichiſchen Grundrechte von 1867 


[Nr. 18, endlich die Miniſterial⸗Verordnung vom 15. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 76 enthalten über den Inſtanzenzug in Uebertretungs⸗ 
ſällen keine Beſtimmung. 


| Nach dem Wirkungskreiſe des Ackerbau⸗Miniſteriums (Min.⸗Ver. 


und theilweiſe jene von 1849 gehen weiter und verbürgen ganz allgemein das; vom 29. Jänner 1868, R. G. Bl. Nr. 12) umfaßt dieſer u. A. 


Recht „ſich zu verſammeln“.) In einigen dieſer Geſetze iſt daher die Tendenz er⸗ 
kennbar, die Waffenvereine unter ſtrengere Beſtimmungen zu ſtellen. So hält 
z. B. das bremiſche Vereinsgeſetz (nach Thilo, S 37) dieſelben den Vereinen 
zu politiſchen Zwecken in Anſehung der für dieſe beſtimmten Beſchränkungen ohne 
weiteres gleich, nach der Ausführungsverordnung zum ſächſiſchen Vereinsgeſetze 
gehören Vereine „zur Beförderung gewiſſer Richtungen des Volkslebens, z. B. 
Turnvereine“, zu den ſtrenger behandelten Vereinen für „öffentliche Angelegenheiten.“ 
Auch nach dem preußiſchen Geſetze wird es leichter fallen, die Waffengenoſſen⸗ 
ſchaften als Vereine zu behandeln, „welche eine Einwirkung auf öffentliche An⸗ 
gelegenheiten bezwecken“, als ſie nach dem baieriſchen und dem älteren badiſchen, 
ſowie nach dem öſterreichiſchen Geſetze als politiſche Vereine aufzufaſſen. Nach 
öſterreichiſchem Rechte gelten nur rückſichtlich der „Bürger⸗ und Schützenkorps“, 
beſondere Beſtimmungen. Das kaiſ. Pat. vom 22. Auguſt 1851, R. G. Bl. 
Nr. 191, welches die Nationalgarde aufhob, hat nämlich das Fortbeſtehen dieſer 
Corps an jenen Orten, in welchen ſolche auf Grund beſonderer Bewilligungen 
exiſtiren, zwar geſtattet (vorbehaltlich einer entſprechenden Reviſton ihrer Statu⸗ 
ten), aber die Ertheilung neuer Bewilligungen für Orte, welche mit ſolchen bis dahin 
nicht ausgezeichnet waren, ausſchließlich Seiner Majeſtät vorbehalten. Es wurden 
ſomit die „Bürger⸗ und Schützencorps“ auf Grund des damals geltenden Vereins⸗ 
geſetzes von 1849 nicht als Vereine angeſehen, und ebenſowenig geſchah es auf 
Grund des Vereinsgeſetzes von 1852, wie der böhmiſche Statthaltereierlaß vom 
20. Jänner 1853, Z. 514% (N. S. für Böhmen, B. I, S. 248) beweist, wel⸗ 
cher das Vereinsgeſetz lediglich für die Armbruſt⸗ oder Bolzenſchützgeſellſchaften 
und Schießſtandsvereine, nicht aber für die gedachten Eorps anwendbar erklärt. 
Desgleichen geht aus dem in Nr. 39 des Jahrgangs 1869 dieſer Zeitſchrift mit⸗ 
getheilten Fall hervor, daß auch unter der Herrſchaft des Geſetzes von 1867 
dieſe Auffaſſung in der Praxis fortbeſteht. Ob letztere in dem Vereinsgeſetze ihre 
volle Begründung finde, wollen wir dahingeſtellt ſein laſſen, obwohl die formalen 
Bedingungen des Vereinslebens bei den erwähnten Corps erfüllbar ſind 
und der eigenthümliche Zweck derſelben nach 8 2 und 3 des Vereinsgeſetzes nicht | 
wie bei den dort bezeichneten Vereinigungen (Erwerbsgeſellſchaften, geiſtliche Ge⸗ 
noſſenſchaften u. ſ. w) eine Exemtion begründet. Immerhin iſt nur der eigen⸗ 
thümlichen Stellung einer ganz beſtimmten Gruppe von Waffengenoſſenſchaften 
Rechnung getragen, rückſichtlich aller anderen behält es ſein Bewenden bei der 
von uns hervorgehobenen Gleichſtellung mit unbewaffneten Vereinen. 

) 8 18 V. G. „Der Behörde ſteht es frei, zu jeder Vereinsverſamm⸗ 
lung einen Abgeordneten zu entſenden. Dieſem iſt ein angemeſſener Platz in der 
Verſammlung nach ſeiner Wahl einzuräumen, und auf Verlangen Auskunft über 
die Perſon der Antragſteller und Redner zu geben. Derſelbe iſt auch berechtigt, 
die Aufnahme eines Protokolls über die Gegenſtände der Verhandlung und über 
die gefaßten Beſchlüſſe zu verlangen.“ 


auch die mit dieſer Min.⸗Verord. vom 20. April 1861, R. G. Bl. 
Nr. 49 früher dem Miniſterium für Handel und Volkswirthſchaft zu⸗ 
gewieſenen Agenden der Landescultur, unter welche auch „das Beſchäl⸗ 
weſen vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte“, ohne daß bezüglich 
diefes Gegenſtandes die Behandlung der einſchlägigen Straffälle in 
letzter Inſtanz durch ein anderes Miniſterium vorbehalten wäre, wie 
dies laut Punkt III B der Min.⸗Verord. vom 20. April 1861 be⸗ 
züglich der Straffälle bei Uebertretungen der Gewerbs⸗, Forſt⸗ und 
Feldpolizei⸗Vorſchriften, dann nach der Allerhöchſten Entſchließung 
vom 1. Jänner 1869 bezüglich der Uebertretungsfälle in Fiſcherei⸗ 
angelegenheiten und bei Wildſchäden und nach den Waſſerrechts⸗ 
geſetzen bezüglich der Uebertretungen der Waſſerrechts⸗Vorſchriften 
ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. Hieraus hätte gefolgert werden können, daß 
nachdem eine geſetzliche Vorſchrift, wonach dem Miniſterium des Innern 
die oberſte Judicatur in allen Uebertretungsfällen politiſcher Geſetze un⸗ 
bedingt zuſtehe, nicht beſteht (daß vielmehr in rein ſachlichen An⸗ 
gelegenheiten, z. B. Uebertretungen des Berggeſetzes die oberſte Judi⸗ 
catur grade auch des Ackerbau-Miniſteriums beſtehe), die Competenz bei 
Uebertretungen der Beſchälvorſchriften dem Ackerbau⸗Miniſterium zuſtehe. 

Es wurde jedoch die Eompetenz des Miniſteriums des 
Innern in derlei Fällen anerkannt und zwar hauptſächlich deßhalb: 
„weil die Strafamtshandlung bei Uebertretung der Beſchälvorſchriften 
den politiſchen Behörden zugewieſen iſt, nach 8 3 der Min.⸗Verord. 
vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, aber über Recurſe gegen 
Straferkenntniſſe der politiſchen Behörden in letzter Inſtanz das 


) Mit dieſer Auffaſſung ſteht der von Mayerhofer, II. S. 457 citirte 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 8. Auguſt 1871, Z. 11.248, welcher das 
Tragen von Säbeln Seitens der Vorſtände von Veteranenvereinen nicht nur im 
Hinblicke auf das Waffenpatent, ſondern auch auf die Geſetze über das Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht als unſtatthaft erklärt, allerdings im Widerſpruch. Der 
Erlaß, durch zwei ſpecielle Fälle hervorgerufen, iſt indeß nicht im Wortlaute mit⸗ 
getheilt, es iſt daher ſchwer, ſich über den Grund dieſer allgemeinen Beziehung 
auf die Aſſociationsgeſetze klar zu werden. 


il 
Miniſterium des Innern zu entſcheiden hat, ſowie dieſem Miniſterium Das Miniſterium des Innern hat unterm 14. October 1876, 
auch nach der Min.-Verord. vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Z. 12775 dem Recurſe des genannten Vereines gewährende Folge 
Nr. 31, in oberſter Linie das Strafnachſichts- und Milderungsrecht gegeben und die berufene Statthalterei⸗Entſcheidung behoben, weil dieſelbe 
zuſteht“. Dr. C nn. dem Vereine erſt nach Ablauf des geſetzlichen Unterſagungstermines 
von vier Wochen zugeſtellt worden iſt; der Verein demnach nach 8 7 


2 „9103 8 7 24 gr 6 
Die Genehmigung der Verfolgung eines Vereinszweckes durch des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867 ſeine Thätigkeit beginnen 
Nichtbeanſtändung der Vereinsſtatuten enthebt den Verein konnte und auch wirklich an die Ausführung der geänderten Statuten 


nicht von der Verpflichtung, bei der Ausführung der Vereins⸗ 


zwecke die für beſtimmte Handlungen (Errichtung jüdiſcher Bet⸗ 
häuſer) nach den allgemeinen Geſetzen vorgeſchriebenen beſonde⸗ 
ren Bedingungen zu erfüllen. 


Der Handwerkerverein „Jad Charuzim” in Cz. beſchloß in 
feiner ordentlichen Generalverſammlung mehrere Statutenänderungen. 
So wurde hinſichtlich der Realiſirung des Vereinszweckes: „geiſtige He⸗ 


bung der Vereinsmitglieder, mit Rückſicht auf das geſchichtliche und 
orthodoxe Judenthum“ im 8 3 der Statuten beſtimmt, daß dieſer 
Zweck durch Veranlaſſung des gemeinſchaftlichen täglichen Gottesdienſtes 


nach jüdiſch⸗orthodoxem Ritus in einem vom Vereine herzurichtenden 
und zu verwaltenden Bethauſe oder nach Bedarf auch in mehreren ſol⸗ 


chen Bethäuſern, wo gelegenheitlich auch zeitgemäße Predigten abgehal- 


ten werden ſollen, realiſirt wird. Die Realiſirung des Zweckes „der 
zeitgemäßen Erziehung und Ausbildung der Jugend“ ſoll nach der 
Beſtimmung desſelben- Paragraphes durch die Creirung einer entſpre⸗ 


chenden Schule im geſetzlichen Wege angeſtrebt werden. Im abgeänder⸗ 


ten § 6 ſoll mit Rückſicht auf den Zweck des Vereines, „die unentgelt⸗ 
liche Beerdigung verſtorbener Mitglieder und anderer Religionsgenoſſen 
zu beſorgen“ die Beſtimmung aufgenommen werden, daß jedes Vereins⸗ 
mitglied verpflichtet iſt, bei dieſen Beerdigungen ſich nach Erforderniß 
und Möglichkeit zu betheiligen. 

Die betreffende Eingabe iſt bei der Statthalterei 
1876 präſentirt worden. 

Inzwiſchen hat der iſraelitiſche Cultusgemeindevorſtand, der gegen 
den Verein „Jad Charuzim“ bereits früher Klage geführt hat, bei 
der Statthalterei am 28. Mai 1876 eine Vorſtellung eingebracht, in 
welcher er gegen die Genehmigung der gedachten Statutenänderungen 
proteſtirt; insbeſondere gegen die Beſtimmung, daß der Verein eigene 
Bethäuſer errichten dürfe, indem dies dem Gubernialſchreiben vom 

1. September 1840 zuwiderläuft; ferner gegen die Beſtimmung der 
geänderten Statuten hinſichtlich der Creirung einer eigenen Schule, 
indem der Religionsunterricht einzig und allein der Religionsgeſellſchaft, 
reſp. dem iſraelitiſchen Cultusvorſtande zuſteht; endlich gegen die Be⸗ 
ſtimmung der Statuten bezüglich der Beerdigung der verſtorbenen 
Vereinsmitglieder und anderer Religionsgenoſſen, indem dies der Ju⸗ 
denordnung zuwiderläuft, wonach die Beſtattung der Leichen, Verwal⸗ 
tung des Friedhofes dem iſraelitiſchen Cultusvorſtande zuſtehe. 

Die Statthalterei hat nun mit dem Erlaſſe vom 8. Juni 1876 
den Bezirkshauptmann in Cz. angewieſen, dem Vereinsvorſtande zu 
bedeuten, daß ſie in Anbetracht der zuliegenden Vorſtellung des Cz. . ‚er 
iſraelitiſchen Cultusgemeindevorſtandes in die Reconſtituirung des Vereines 


am 25. Mai 


gegangen iſt. „Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen wird hiebei 


bemerkt, daß hiemit nur die Nichtbeanſtändung des Vereines im 


Grunde des Vereinsgeſetzes ausgeſprochen, und ſonach der Verein von 
(der Verpflichtung nicht enthoben iſt, rückſichtlich der Durchführung der 
Beſtimmungen des § 3 der Statuten die geſetzlichen Bedingungen zu 
erfüllen.“ = L. 


Die Streitigkeiten wegen Waſſerrechten gehören in erſter Linie zur 
Competenz der politiſchen Behörden. 

Den auf die Klage des Anton Z. gegen Johann L. peto. Weg⸗ 
räumung und Erniedrigung von Waſſerwehren und Zahlung eines 
Schadens von 500 fl. beim k. k. Bezirksgerichte Reifnitz anhängigen 
Proceß hat dasſelbe mit dem Beiurtheile vom 8. October 1874, 8. 
6268 erledigt, wodurch über Beweisführung des Klägers ein Beweis 
durch Kunſtverſtändige zugelaſſen wurde. 

Ueber den Beweisantritt des Klägers wurde zum Behufe der 
Wahl der Kunſtverſtäudigen das Protokoll aufgenommen, wobei jeder 
Streittheil verſchiedene Sachverſtändige vorgeſchlagen hat, und wurden 
ſofort mit dem bezirksgerichtlichen Beſcheide vom 25. Auguſt 1875, 
3. 4137, Joſef P. und N. P. als Sachkundige beſtimmt. 

Dem gegen dieſen Beſcheid vom Kläger ergriffenen Recurſe hat 
das k. k. Oberlandesgericht in Graz mit der Erledigung vom 30 Sep⸗ 
tember 1875, 3. 9522 ſtattgegeben und aus jeder Gruppe der Vor⸗ 
geschlagenen einen Sachkundigen, und zwar den Anton M. und Joſeſ 
O. als ſolche beſtimmt. 

| Auf den vom Geklagten Johann L. gegen dieſe obergerichtliche 
Erledigung überreichten Reviſtonsrecurs hat der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof mit ſeiner Entſcheidung vom 4. April 1876, Z. 3373 nach 
Vorſchrift des § 48 des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, Nr. 
251 R. G. Bl., das ganze in der obbeſprochenen Streitſache bisher 
gepflogene gerichtliche Verfahren, mit Einſchluß des Beiurtheiles des k. 
k. Bezirksgerichtes Reifnitz vom 8. October 1874, Z. 6268, dann des 
demſelben über die Einwendung der bereits entſchiedenen Streitſache 
vorausgegangenen Urtheiles vom 22. Auguſt 1874, Z. 4918 und des 
Klagsbeſcheides vom 21. December 1872, Z. 6734 aufgehoben, die 
Rückſtellung der Klage an den Kläger angeordnet und die in dieſer 
Streitſache aufgelauſenen Koſten gegenſeitig aufgehoben, und zwar in 
Erwägung, daß alle Angelegenheiten, welche die Herſtellung von Mühlen 
| oder anderen Waſſerwerken, die Errichtung von Uferſchutzbauten zur 
Abwehr der Waſſerkräſte oder eine Aenderung des Gerinnes und Ab⸗ 
fluſſes der Gewäſſer und die hieraus entſtehenden Streitigkeiten betreffen, 


I 


auf Grund der geänderten Statuten nicht willigen könne, zumal die wegen der dabei betheiligten öffentlichen Intereſſen, ſchon in der allge⸗ 
Beſtimmung des $ 3, hinſichtlich der Errichtung der Bethäuſer, mit meinen Mühlenordnung vom 1. December 1814, dann in der Miniſterial⸗ 
Außerachtlaſſung der diesſalls beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften den verordnung vom 19. Jänner 1853, Nr. 10 R. G. Bl., Beilage A, 


Geſetzesbeſtimmungen zuwiderläuft. 

Dieſer Statthaltereierlaß vom 8. Juni 1876 wurde am 22. Juni 
expedirt. Bei der Bezirkshauptmannſchaft am 25. Juni präſentirt, iſt 
mit dem Erlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft vom 26. Juni intimirt 
worden, und wurde dem Vereinsvorſtande am 27. Juni zugeſtellt. 

In dem gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung eingebrachten Mint: 
ſterialrecurſe betonte der Verein „Jackl Charuzim“, daß es ihm nicht 
bekannt ſei, welchen geſetzlichen Vorſchriſten die Beſtimmung des § 3, 
bezüglich der Errichtung von Bethäuſern zuwiderläuft, da, wenn auch 
irgend welche beſchränkende Beſtimmungen über die Errichtung jüdiſcher 
Bethäuſer beſtanden haben, dieſelben doch durch die Artikel 14 bis 16 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 
außer Wirkſamkeit geſetzt wurden. Eine Beſtimmung, die den geſetzlichen 
Vorſchriften zuwiderläuft, iſt im 8 3 der Statuten nicht enthalten und 
der Umſtand, daß in den geänderten Statuten nicht ausdrücklich ange⸗ 
führt worden iſt, daß bei der Errichtung der Bethäuſer die geſetzlichen 
Vorſchriften werden beobachtet werden, könne auch die Unterſagung des 
Vereines nicht begründen, indem die Pflicht zur Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften eine allgemeine und ſelbſtverſtändliche ſei. 


§ 28 und Beilage K, § 25; im Miniſterialerlaſſe vom 7. Juli 1860, 
3. 172; endlich auch im Geſetze über das Waſſerrecht vom 30. Mai 
1869, Nr. 93 R. G. Bl. und in dem darauf geſtützten Landesgeſetze 
für Krain vom 15. Mai 1872, Nr. 16 L. G. Bl., zunächſt nur der 
Verhandlung und Entſcheidung der politiſchen Behörden zugewieſen 
wurden; in weiterer Erwägung, daß zwar nach Art. 15 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 144 R. G. Bl., in allen 
Fällen, in welchen eine Verwaltungsbehörde nach obigen Geſetzen über 
einander widerſtreitende Anſprüche von Privatperſonen entſchieden hat, 
dem durch dieſe Entſcheidung in ſeinen Privatrechten Benachtheiligten 
unbenommen iſt, Abhilfe gegen die andere Partei im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu ſuchen, daß er jedoch in derlei Fällen ſelbſtverſtändlich ſeiner 
Klage die rechtskräftigen Entſcheidungen der politiſchen Behörden anzu⸗ 
ſchließen und nachzuweiſen hat, in welchen Punkten, wieartig und aus 
welchen Gründen er durch dieſe Entſcheidungen in ſeinen Privatrechten 
ſich benachtheiligt erachtet; dann in Erwägung, daß Kläger Anton 3. 
in feiner Klage de praes. 13. December 1872, 3. 6734 den 
Recurrenten Johann L. auf Niederreißung der in der Nähe des Franz 
Oe ſchen Hauſes in W. am Feiſtritzbache errichteten Waſſerwehre und 


auf Reinigung des neben dem O.'ſchen Hausgarten befindlichen großen 
Waſſerſaugloches, auf Erniedrigung der bei der Sägemühle des Ge⸗ 


klagten am Feiſtritzbache in W. von ihm errichteten Wehre um minde⸗ 


ſtens 12 Zoll, auf Eindämmung der gegenüber dieſer Sägemühle gelege⸗ 
nen klägeriſchen Wiesparcelle Nr. 4620 mit einer ſteinernen Mauer, auf 
Abſperre und Verſchüttung des unter der Sügemühle auf der klägeriſchen 
Ackerparcelle Nr. 4555 eröffneten Waſſerſaugloches, endlich auf Erſatz 
des durch die hier beanſtändeten Waſſerwerke und Vorrichtungen 
bisher verurſachten Schadens mit 500 fl. belangt, ſohin ein Klags⸗ 
begehren geſtellt hat, worüber die Verhandlung und Entſcheidung zunächſt 
nur den Verwaltungsbehörden zuſteht, daß er jedoch weder über den 
Umſtand, ob diesbezüglich eine politiſche Verhandlung noch im Zuge 


Verwaltungsbehörden beigebracht und die Punkte, in welchen und 
weßhalb er durch dieſe Entſcheidungen in ſeinen Privatrechten ſich 
verkürzt erachtet, nicht bezeichnet und näher aufgeklärt hat; in Erwägung 
fonach. daß über obgedachte Klage des Anton 3., deſſen Begehren mit 
den obwaltenden öffentlichen Intereſſen mehrſeitig collidiren kann, eine 
gerichtliche Verhandlung vorläufig nicht einzuleiten, ſondern Kläger mit 
ſeinem Begehren nur an die zuſtändige politiſche Behörde zu weiſen 
war. Jur. Bl. 


Verordnungen. 


Erlaß des Minifters des Innern vom 22. Deeember 1876, 3. 17564, betreffend 
die Verpflegskoſten für die in Civilſpitälern behandelten Dienſtboten der Perſonen 
des Heeres. 

Das k. k. Reichskriegsminiſterium hat mit Note vom 12. December l. J., 
3. 4827, Abth. 11 anher eröffnet, daß es mit Rückſicht auf die beſtehenden, die 
Verpflichtung der Dienſtgeber zum Erſatze der Verpflegskoſten für erkrankte Dienſt⸗ 
boten auf eine gewiſſe. Zeitdauer einſchränkenden geſetzlichen Beſtimmungen die 
Beſtimmungen des § 131/d, Abf. 2, erſter Satz des I. Theiles der Gebührenvor⸗ 
ſchrift vom Jahre 1876, betreffend die Uebergabe der erkrankten weiblichen Diener⸗ 
ſchaft der Perſonen des Heeres an die Civilſpitäler, in nachfolgender Weiſe zu 
modificiren finde: „Die weibliche Dienerſchaft der vorerwähnten Perſonen des 
Heeres aber iſt im Erkrankungsfalle in das nächſte Civilfpital zur Pflege und 
Behandlung abzugeben, und werden die Heil⸗ und Verpflegskoſten nach der jeweili⸗ 
gen Spitals⸗Kurkoſten⸗Taxe vom Militärärar, gegen Hereinbringung des für die 
Behandlung und Verpflegung der männlichen Civil⸗Dienerſchaft im Militärſpitale 
feſtgeſetzten Vergütungs⸗Pauſchalbetrages täglicher 30 kr., während jener Zeit⸗ 


dauer getragen, für welche die Dienſtgeber nach der beſtehenden 
Dienſtbotenordnung die Spitalskoſten zu zahlen verpflichtet find.“ 
Nachdem ferner jenes Aufnahmsdocument mit welchem die weiblichen Dienſtboten 


zum Behufe ihrer Aufnahme in ein öffentliches Krankenhaus verſehen werden, bis 
nunzu die Bemerkung zu enthalten hatte, daß die für die ganze Dauer der 
Behandlung dieſer Kranken auflaufenden Verpflegskoſten der Krankenanſtalt vom 


Militärärar werden vergütet werden, ſo wird das Reichskriegsminiſterium auch 


in dieſer Beziehung die mit der obigen geänderten Gebührsbeſtimmung überein⸗ 


ſtimmende Aenderung im Verordnungswege verfügen und anordnen, daß die 
erwähnte Bemerkung zu dem Aufnahms⸗Documente für weibliche Dienſtboten 


künftig dahin zu lauten habe, daß die für die Behandlung dieſer auflaufenden 
Verpflegskoſten der Krankenanſtalt vom Militärärar auf jene Zeitdauer vergütet 


werden, für welche der Dienſtgeber nach der beſtehenden Dieſtbotenordnung die 


Spitalskoſten zu zahlen verpflichtet iſt. 

Hievon beehre ich mich die k. k. Statthalterei mit Beziehung auf den 
h. o. Erlaß vom 19. Auguſt 1876, Z. 11059) zur Wiſſenſchaft und weiteren 
entſprechenden Verfügung in Kenntniß zu ſetzen 


Erlaß des Miniſteriums des Junern vom 26. December 1876, 3. 17450, wegen des 
ausſchließlichen Gebrauches von Präeiſions⸗Wagen und Präeiſtous⸗Gewichten in 
dem Dispenſir⸗Locale der Apotheken. 

Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles findet ſich das Miniſterium des Innern 
beſtimmt, die k. k. Statthalterei zu erſuchen, ſämmtliche Apotheker des Ver⸗ 
waltungsgebietes in Kenntniß zu ſetzen, daß beim Dispenſiren der Arzeneien, im 
Intereſſe des eigentlichen Medieinalgeſchäftes, zur Sicherung der Receptur der 
ausſchließliche Gebrauch von Präcifions-Wagen und Gewichten vorgeſchrieben 


*) Mitgetheilt in Nr. 43 auf Seite 171 des Jahrganges 1876 diefer 


Zeitſchrift. 
Druck der k. Wiener Zeitung. 
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wurde und es daher, um Unzukömmlichkeiten fern zu halten, nicht ſtatthaft fei, 
daß in dem Dispenſir⸗Locale der Apotheken nebſt den Präcifions⸗Wagen und 
Präciſions⸗Gewichten auch gewöhnliche Krämer⸗Wagen und Gewichte zum Ge⸗ 
brauche vorhanden ſind. 

Apotheker, die beim Handverkauf Präciſions⸗Wagen und Gewichte nicht 
benützen wollen, haben Vorſorge zu treſſen, daß die Abwägung der im Hand—⸗ 
verkaufe abzugebenden Arzeneien außerhalb des Dispenſir⸗Locales, etwa in der 
Materialkammer, vorgenommen werde. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Inſpector und Verkehrschef der öſterr. 
Staatsbahn Wilhelm Rösler das Ritterkreuz des 1 0 1 9 1 25 


e eprocen, ch die elwa erfloſſenen Entscheidungen der Inſpector und Zugförderungs⸗Souschef Joſeſ Hübner das goldene Verdienſt⸗ 
7 ir 12 


kreuz mit der Krone und dem Stations⸗Souschef Joſef Pakoſta das goldene 
e Wen 
eine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Jacob Exner zi 5 
(in Böhmen) das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Ba en BE 
Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Peter Freiherrn v. 

Ljubibratic zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Auguſt Touaillon zum 
Steuer⸗Ober⸗Inſpector für den Bereich der Finanzdirection in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Leopold Czern och und 
Rudolf Kube zu Steueroberinſpectoren bei der Troppauer Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär Joſef Goſetti zum 


Finanzſecretär und die Finanzeommiſſäre Nicolaus Malleſſevich und Eduard 
Bulat zu Finanz⸗Obercommiſſären für die dalmatiner Finanz⸗Landesdirection 


in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Salzoberamts⸗Controlore Anton Roſen⸗ 
franz in Pirano und Anton Stefanutti in Capodiſtria zu Salzoberamts⸗ 
Verwaltern in ihren gegenwärtigen Standorten ernannt. 


Erledigungen. 


n Finanzobercommiſſärsſtelle in der achten Raugsclaſſe eventuell eine Finanz⸗ 
commiſſärsſtelle in der neunten Rangsclafſe bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 1.) 
Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der n. ö. Statt⸗ 


halterei. (Amtsbl. Nr. 2.) 


Rechnungsrevidentenſtelle bei der Linzer Finanzdirection in der neunten, 
eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und eine Rechnungsaſſiſtenten⸗ 


ſtelle in der eilften Rangsclaſſe bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 2.) 


Conceptsprakticantenſtelle in Salzburg mit 500 fl. Adjutum, bis 20. 
Jänner. (Amtsbl. Nr. 2.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Direction des Bucowinger gr. or. Religions⸗ 
fonds bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 3.) 


In der Manz'ſchen k. k. Hof⸗ Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung, 


| Kohlmarkt 7 in Wien iſt ſoeben erſchienen: 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Commentar 


öſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 


Dr. Leopold Pfaff und Dr. Franz Hofmann, 
Profefſoren der Rechte an der Wiener Univerſität. 
Erſter Band. Erſte Abtheilung. 
XII und 240 Seiten. gr. 8., eleg. geheftet. Preis 2 fl. 40 kr. 
Gegen gef. Poſtanweiſung von 2 fl. 40 kr. portofreie Zuſendung. 


| In der Wagner’fchen Univerſttäts⸗Buchhandlung zu Inns⸗ 
bruck iſt erſchienen und um 1 fl. zu beziehen: ® N 


Handbuch der Gemeinde- rdnung und Gemeinde- Wahl- 
ordnung für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, 
erläntert, mit Eutſcheidungen, Verordnungen und Formularien ver⸗ 
ſehen, dann durch einen Anhang einſchlägiger Geſetze ergänzt von 


Dr. Anton Hoflacher, 
k. k. Bezirkshauptmann. 


| Obwohl dieſes Buch, welches 277 Seiten im mittleren Formate um⸗ 
faßt, eigentlich nur die Tiroler⸗Geſetze enthält, ſo iſt es doch auch für andere 
Läuder von Intereſſe, weil die Gemeinde⸗Ordnungen und Wahlordnungen 
alle auf Grund des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862 (Nr. 18 R. G. Bl.) 
erſchienen find, daher nicht weſentlich verſchieden fein können. Deßhalb wurden 
in dieſes Werk auch Eniſcheidungen von zweifelhaften Fällen aus anderen 
Ländern aufgenommen und bei den betreffenden Paragraphen eingeſchaltet, 
was ihm wohl eine Verbreitung über die Landesgränzen verſchaffen dürfte. 


a nm, 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


